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Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Milch- und Fettgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlössen: 

A r t.i k e 1 1 

Das Gesetz über den Verkehr mit Milch, Milch- 
erzeugnissen und Fetten (Milch- und Fettgesetz) in 
der Fassung vom 10. Dezember 1952 {Bundesgesetz- 
blatt I S, 811), zuletzt geändert durch das Dritte Ge- 
setz zur Änderung des Milch- und Fettgesetzes vom 
27, Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1104), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 12 erhält folgende Fassung: 

„§ 12 
Ausgleich 

(1) Durch Erhebung von Abgaben und Ge- 
währung von Stützungen sind die Nettoverwer- 
tung der Milch, die zu abgabepflichtigen Erzeug- 
nissen (Absatz 2) veFwendet worden ist, und die 
Nettoverwertung der Milch, die nach Absatz 4 
stützungäberechtigt isit, einander anzunähern. 

(2) Abgaben werden erhoben auf 

a) Trinkmilch, 

b) Sahne (Rahm), Schlagsahne, saure 
Sahne, entrahmte Milch, Buttermilch, 
geschlagene Buttermilch, Sauermilch- 
sorten, saure Magermilch, Magermilch- 
joghurt, Magermilchkefiir u. ä., Milch- 
mischgetränke, alle genannten Erzeug- 
nisse auch sterilisiert, sterilisierte 
Milch sowie Kondensmilch und Kon- 
densmagermilch, auch gezuckert. 

Milchmischgetränke im Sinne dieses 
Gesetzes müssen einen Anteil an Milch 
oder Milcherzeugnissen von minde- 
stens 75 vom Hundert haben. 


(3) Abgabepflichtig sind die Inhaber von Mol- 
kereien, Milchsammelstellen und Rahmstationen, 
die die in Absatz 2 genannten Erzeugnisse an 
Handel, Verbraucher und Großverbraucher ab- 
setzen. Lieferungen zwischen Molkereien, Milch- 
sammelstellen und Rahmstationen gelten nicht 
als Absatz. 

(4) Stützungen mit einem einheitlichen Satz 
werden gewährt für Milch, Sahne (Rahm), Mager- 
milch unld Buttermilch, die zu Butter, Hart-, 
Schnitt-, Frisch- und Weichkäse, Sauermilch- 
quark, Kasein, Vollmilchpulver, Sahnepulver, 
Magermilchpulver, Buttermilchpulver oder als 
Rückgabemagermilch und -buttermilch verwen- 
det worden sind. Zusätzliche Stützungen können 
gewährt werden für Milch, die zu Hart-, Schnitt-, 
Frisch- und Weichkäse oder zu einzelnen Sorten 
dieser Gruppen verarbeitet worden ist, wenn die 
Nettoverwertung dieser Milch unter der Netto- 
verwertung über Butter und Rückgabemager- 
milch liegt. 

(5) Empfangsberechtigt für Stützungen sind 
Molkereien, die Milch, Sähne (Rahm), Mager- 
milch und Buttermilch nach Absatz 4 verwenden. 

(6) Die Höhe der Abgabe je Kilogramm Trink- 
milch und die Höhe der Stützung je Kilogramm 
Milch nach Absatz 4 Satz 1 richten sich nach 

a) dem Unterschied zwischen der Netto- 
verwertung der Milch, die zu Trink- 
milch, und der Nettoverwertung der 
Milch, die zu Butter und Rückgabe - 
magermilch verwendet worden ist, 

b) dem Aufkommen an Abgaben auf die 
in Absatz 2 Buchsabe b genannten Er- 
zeugnisse und dem Aufkommen an 
Mitteln aus nach § 20 a Abs. 3 Satz 2 
erstatteten Mindereinnahmen, 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksadle lV/408 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


c) dem Bedarf an Stützungen nach Ab- 
satz 4 Satz 2 und 

d) dem Verhältnis der Milchmengen, die 
zu abgabepflichtigen Erzeugnissen (Ab- 
satz 2) und stützungsberechtigten Er- 
zeugnissen (Absatz 4 Satz 1) verwen- 
det worden sind. 

In der Berechnung ist der Unterschied zwischen 
den Nettaverwertungen bis auf drei Deutsche 
Pfennig je Kilogramm zugunsten der Trinkmilch 
anzunähern und von repräsentativen Erlösen und 
Kosten auszugehen. Bei der Berechnung bleibt 
die Erhebung von Abgaben nach Absatz 12 un- 
berücksichtigt. 

(7) Die iHöhe der Abgaben auf die in Ab- 
satz 2 Buchstabe b genannten Erzeugnisse darf 
nicht ihölher und kann niedriger als die Aus- 
gleichsabgabe auf Trinkmilch und unabhängig 
von dem jeweiligen Verwertungsunterschied 
nach Absatz 6 festgesetzt werden,- hierbei ist die 
Marktstellung dieser Erzeugnisse zur Trinkmilch 
und der Erzeugnisse untereinander zu berück- 
sichtigen. 

(8) Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bestimmt durch Rechts- 
verordnung 

1. die Höhe der Abgaben nach Absatz 7, 

2. wie die Abgaben und Stützungen nach 
Absatz 6 zu berechnen, zu erheben und 
zu gewähren sind, 

3. welche Stützungen nach Absatz 4 Satz 
2 gewährt werden und wie sie zu be- 
rechnen sind, 

4. in welchen besonderen Fällen von der 
Eijhebung der Abgabe ganz oder teil- 
weise abgesehen werden kann, 

5. welche Meldungen, Veranlagungen und 
Nachprüfungen für die Erhebung der 
Abgaben und die Gewährung der 
Stützungen durchzuführen sind. 

(9) Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bestimmt ferner durch 
Rechtsverordnung die Höhe der Abgaben und 
Stützen nach Maßgabe der nach Absatz 8 erlas- 
senen Rechtsverordnungen. 

(10) Die obersten Landesbehörden oder die 
von ihnen bestimmten Behörden erheben die 
Abgaben, iführen sie an die beim Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ge- 
bildete Ausgleichskasse ab und verteilen die 
vom Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten zugewiesenen Stützungsbe- 
träge an die Empfangsberechtigten. Zuständig 
sind die obersten Landesbehörden, in deren Ge- 
biet sich die Betriebsstätten der abgabepflichti- 
gen und empfangsberechtigten Betriebe befinden. 

(11) Bei der Vorbereitung der Rechtsverord- 
nungen nach Absatz 8 hat der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten einen 


bei ihm gebildeten Beirat zu hören, der sich aus 
Vertretern der Erzeuger-, Be- und Verarbeitungs- 
betriebe der Milchwirtschaft zusammensetzt. 

(12) Die Landesregierungen können, unbescha- 
det der Bestimmungen der Absätze 1 bis 11, bei 
außergewöhnlichen wirtschaftlichen Spannungen, 
die sich aus der Anwendung dieses Gesetzes 
ergeben, durch Erhebung von Abgaben auf 
Trinkmilch und Gewährung von Stützungen 
wettbewerbsneutrale, ausgleichende Maßnahmen 
durchführen. Die Höhe der Abgabe kann bis zu 
einem Deutschen Pfennig je Kilogramm Trink- 
milch betragen. Abgabepflichtig sind Molkereien, 
Milchsammelstellen und Rahmstationen, die 
Trinkmilch an Handel, Verbraucher und Groß- 
verbraucher absetzen. Die Landesregierungen 
können diese Befugnisse auf oberste Landesbe- 
hörden übertragen." 

2. § 20 a erhält folgende Fassung: 

„§ 20 a 

Ersparnisbeträge 

(1) Die Inhaber von Betrieben, die Umsatz- 
steuer-Ersparnisse gemäß § 4 Ziff. 20 des Umsatz- 
steuergesetzes, zuletzt geändert durch das Elfte 
Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 
vom 16. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1330), 
genießen, haben die Ersparniisbeträge an die 
oberste Landesbehörde oder die von der Landes- 
regierung bestimmte Stelle abzuführen. 

(2) Die bei den nach Absatz 1 bestimmten 
Stellen eingehenden Beträge sind von diesen an 
die beim Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten nach § 12 gebildete Aus- 
gleichskasse abzuführen und vom Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
im Rahmen des Ausgleichs nach § 12 zu verwen- 
den. 

(3) Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten erläßt durch Rechtsverord- 
nung die erforderlichen Durchführungsvorschrif- 
ten, wie die abzuführenden Beträge von den 
Betrieben zu melden und zu zahlen sind. Er kann 
ferner durch Rechtsverordnung bestimmen, daß 
aus den nach Absatz 1 aufkommenden Mitteln 
Mindereinnahmen erstattet werden, die aus 
dem Wegfall der Ausfuhrhändlervergütung ent- 
stehen." 


3. § 23 erhält folgende Fassung; 

.§ 23 

Beitreibung 

Die Ausgleichsabgaben (§ 12), die Ersparnis- 
beträge (§ 20 a), die Gebühren (§21) und die 
Umlagen (§ 22) können nach den Bestimmungen 
der Reichsabgabenordnung und ihrer Durchfüh- 
rungsbestimmungen beigetrieben werden." 
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Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Reditsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt die 
Verordnung M Nr. 2/57 über Milchauszahlungspreise 
vom 24. Juli 1957 (Bundesanzeiger Nr. 142 vom 
27. Juli 1957) außer Kraft. 


Bonn, den 16. Mai 1962 


Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 



